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1 Vorbemerkung 


Der 5. Deutsche Bundestag hat in einer Entschlie- 
ßung vom 14. Oktober 1966 zu Drucksache V/957 
den Bundesminister der Finanzen aufgefordert, bun- 
deseinheitlich ein umfassendes maschinelles Steu- 
erfestsetzungs- und -erhebungsverfahren in den 
Steuerverwaltungen der Länder anzustreben. Der 
Bundesminister der Finanzen hat daraufhin in der 
5. Legislaturperiode zwei Berichte vorgelegt (Druck- 
sachen V/1264 und V/2749). Die Berichte waren 
Anlaß zu folgender Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 3. Juli 1969 (Drucksache V/4529): 

„Der Deutsche Bundestag hat mit Interesse die 
Berichte über die Automation in der Steuerver- 
waltung zur Kenntnis genommen. Er ist, wie be- 
reits in der Entschließung vom 14. Oktober 1966 
zum Ausdruck gebracht wurde (Drucksache V/957), 
der Auffassung, daß die Automation in der 
Steuerverwaltung möglichst schnell und umfas- 
send weitergeführt werden sollte. Dabei soll sich 
der Bundesminister der Finanzen bei den Finanz- 
ministern der Länder dafür einsetzen, daß sowohl 
im Festsetzungsverfahren wie im Erhebungsver- 
fahren im Bundesgebiet einheitliche Programme 


verwendet werden und mit den Gemeinden eng 
zusammengearbeitet wird. 

Der Deutsche Bundestag bittet den Bundesmini- 
ster der Finanzen, ihm über das Ergebnis der zur 
Zeit laufenden Automationsversuche sowie dar- 
über zu berichten, inwieweit die technische Ent- 
wicklung auf dem Gebiet der Automation für die 
Steuerverwaltung nutzbar gemacht werden kann." 

Dieser Entschließung des Deutschen Bundestages 

entsprechend, wird über folgendes berichtet: 

— Weiterentwicklung des ADV-Einsatzes (ADV = 
automatisierte Datenverarbeitung) in den Steu- 
erverwaltungen der Länder und Nutzbarma- 
chung der technischen Entwicklung auf dem Ge- 
biet der Automation (Abschnitt 2), 

— Einheitlichkeit des ADV-Einsatzes in den Steu- 
erverwaltungen der Länder — Verwendung bun- 
deseinheitlicher Programme — (Abschnitt 3), 

— Sekundäre Auswirkungen des ADV-Einsatzes in 
den Steuerverwaltungen der Länder (Abschnitt 4). 


2 Weiterentwicklung des ADV-Einsatzes in den Steuerverwaltungen der 
Länder und Nutzbarmachung der technischen Entwicklung auf dem 
Gebiet der Automation 


2.1 Historische Entwicklung 

Das Besteuerungsverfahren ist wegen der Vielzahl, 
der Typisierung und der weitgehend mathemati- 
schen Struktur der zu bearbeitenden Fälle für eine 
Mechanisierung und Automatisierung besonders 
geeignet. Schon früher wurden z. B. Buchungsauto- 
maten verwendet. Im Jahr 1954 begann in Frankfurt 
ein gemeinsamer Versuch des Bundes und der Län- 
der mit Lochkartenmaschinen. Dabei wurde für die 
Finanzkasse ein sog. saldierendes Buchungsverfah- 
ren entwickelt. Es ergab sich jedoch, daß die tech- 
nischen Möglichkeiten der Lochkartenmaschinen 
nicht ausreichen, um auf die Dauer alle gesetzli- 
chen und praktischen Anforderungen zu erfüllen. 

Als sich diese Erkenntnis einstellte, war die erste 
Computergeneration auf dem deutschen Markt er- 
schienen. Sie wurde 1957/58 im Land Baden-Würt- 


temberg bei der Einkommensteuer-Veranlagung er- 
probt und anschließend bei der Einkommensteuer- 
Veranlagung und beim Lohnsteuer-Jahresausgleich 
eingesetzt. Der Erfolg befriedigte, so. daß die ADV 
bald auch von anderen Ländern für die Einkom- 
mensteuer-Veranlagung und für den Lohnsteuer- 
Jahresausgleich verwendet wurde. Auf diese Berei- 
che konnte sich der ADV-Einsatz nicht beschrän- 
ken. Die im Steuerfestsetzungsverfahren erstellten 
Bescheide müssen von der Finanzkasse abgerechnet 
werden, und die Steuern müssen erhoben bzw. er- 
stattet werden. Dabei erwies sich die Finanzkasse 
als Engpaß. Durch diesen Engpaß drohte eine im 
automatisierten Steuerfestsetzungsverfahren erziel- 
te Beschleunigung wieder verlorenzugehen. 

In dieser Lage vereinbarten im Jahr 1960 der Bun- 
desminister der Finanzen und die obersten Finanz- 
behörden der Länder, in den Ländern Berlin und 
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Saarland gemeinsame Versuche über einen umfas- 
senden Einsatz der ADV durchzuführen. Ziel dieser 
Versuche war es, nicht nur das gesamte Besteue- 
rungsverfahren (Steuerfestsetzung und -erhebung) 
in einem integrierten Verfahren zu automatisieren, 
sondern auch eine inzwischen eingetretene Zersplit- 
terung des Steuererhebungsverfahrens zu beseiti- 
gen. Es war nämlich ein Nebeneinander verschiede- 
ner Buchungsformen und Kassenverfahren entstan- 
den. Das saldierende Buchungsverfahren war über 
das Land Hessen hinaus eingesetzt worden. Es wur- 
de nicht nur im Lochkartenverfahren, sondern auch 
bei personell und teilmaschinell arbeitenden Fi- 
nanzkassen eingeführt. In anderen Bereichen blieb 
man bei der Abrechnung der Einzelforderungen 
(sog. Sollkartenverfahren). 

Die ersten Erkenntnisse aus den in Berlin und im 
Saarland durchgeführten Automationsversuchen 
sind bereits im Bericht des Bundesministers der Fi- 
nanzen vom 15. März 1968 (Drucksache V/2749) 
dargestellt worden. Die Versuche wurden im De- 
zember 1972 vom Bundesminister der Finanzen und 
von den obersten Finanzbehörden der Länder for- 
mell für beendet erklärt, nachdem die Versuchser- 
gebnisse von den Rechnungsprüfungsbehörden ge- 
billigt (Berlin) bzw. grundsätzlich gebilligt (Saar- 
land) worden waren. Mit den obersten Finanzbehör- 
den der Länder bestand Einigkeit, daß die beiden 
Versuche zu richtungweisenden Ergebnissen ge- 
führt und wertvolle Erkenntnisse für die Automa- 
tion in der Steuerverwaltung vermittelt haben. Der 
Bund hat für die in den Automationsversuchen be- 
nötigten Sachmittel insgesamt 17,6 Millionen DM 
eingesetzt. Der Personalaufwand der Versuche wur- 
de von den Ländern getragen. 

Unter dem Druck einer steigenden Arbeitsbelastung 
und eines Personalmangels haben sich die Länder 
Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
schon 1970/71 für das in Berlin entwickelte „inte- 
grierte automatisierte Besteuerungsverfahren" ent- 
schieden. Dabei schlossen sie sich zu einem arbeits- 
teiligen Programmier- und Kodierverbund für die 
Steuererhebung, zum Teil auch für die Steuerfest- 
setzung zusammen. Diese Zusammenarbeit wird 
vom Bundesfinanzministerium koordiniert und ge- 
fördert. Die Umstellung der Finanzämter auf das 
neue Verfahren hat begonnen. 

Das Saarland führt sein im Versuch entwickeltes 
Verfahren fort. Das Verfahren geht wie das in Ber- 
lin entwickelte „integrierte automatisierte Besteue- 
rungsverfahren" vom sog. Speicherkontenkonzept 
aus, welches die Grundlage beider Versuche war. 
Es unterscheidet sich u. a. noch in der Verarbei- 
tungsform (sequentielle Verarbeitung mit Magnet- 
bändern statt wahlfreier Verarbeitung mit Magnet- 
platten). 

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Schleswig- 
Holstein haben sich trotz einer Empfehlung des 
Bundesministers der Finanzen dem „integrierten au- 
tomatisierten Besteuerungsverfahren" nicht ange- 
schlossen. Der Bundesminister der Finanzen hält 
die für diese Entscheidung angeführten Gründe 


nicht für zwingend. Die beiden Länder besitzen 
bzw. entwickeln eigene Programme für die Auto- 
mation des Steuererhebungsverfahrens. Das Land 
Schleswig-Holstein hat erklärt, daß es bei der Ent- 
wicklung seines Verfahrens die gleiche Anwen- 
dungslogik benutzen wolle wie beim „integrierten 
automatisierten Besteuerungsverfahren" . 

Der heutige Stand der Automatisierung im Steuer- 
erhebungsverfahren ergibt sich aus der als Anla- 
ge 2 beigefügten Übersicht. Die Konferenz der Lan- 
desfinanzminister hat im Juni 1975 erklärt, daß die 
Übernahme aller Finanzkassen in das automatisier- 
te Steuererhebungsverfahren nicht vor 1980 durch- 
geführt werden könne. Die Schwierigkeiten dieser 
Übernahme liegen nicht im technischen Bereich der 
ADV, sondern bei den organisatorischen und perso- 
nellen Vorarbeiten (Schulung des Personals, Aufbe- 
reitung und Fehlerberichtigung der Sollkartenda- 
ten, Aufholung der Arbeitsrückstände, Datenerfas- 
sung). Außerdem sind Anlaufinvestitionen erfor- 
derlich, die sich erst im Laufe der Zeit, insbesonde- 
re durch Personaleinsparungen, rentieren (vgl. Ab- 
schnitt 2.2.2). 

Neben dieser Entwicklung eines integrierten, die 
Steuerfestsetzung und -erhebung umfassenden Be- 
steuerungsverfahrens wurde die Automatisierung 
in der Steuerfestsetzung (einschließlich des Lohn- 
steuer-Jahresausgleichs) fortgeführt und auf die 
Festsetzung der Einheitswerte ausgedehnt. Bis auf 
einen zwangsläufig verbleibenden Rest von Fällen 
werden inzwischen der Lohnsteuer-Jahresausgleich, 
die Einkommensteuer- und Gewerbesteuer-(Meßbe- 
trags-)Veranlagung sowie die Einheitsbewertungen 
des Grundvermögens und des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens (einschließlich der Grund- 
steuermeßbetrags-Festsetzung) im automatisierten 
Verfahren bearbeitet. Bei der Festsetzung der Um- 
satzsteuer, der Vermögensteuer und des Einheits- 
wertes des Betriebsvermögens erschien der Einsatz 
der Automation zunächst weniger dringlich, weil 
sie weniger rechenintensiv ist und eine geringere 
Zahl von Fällen zu bearbeiten ist. Auch diese Ar- 
beiten werden jedoch in steigendem Umfang in das 
automatisierte Verfahren übernommen. Offen ist im 
automatisierten Steuerfestsetzungsverfahren noch 
die Einbeziehung der Körperschaftsteuer, der Ein- 
zelsteuern (z. B. der Erbschaftsteuer) mit Ausnahme 
der Kraftfahrzeugsteuer und der einheitlichen und 
gesonderten Gewinnfeststellungen. Der Stand der 
Automation im Steuerfestsetzungsverfahren (ein- 
schließlich Lohnsteuer- Jahresausgleich und Ein- 
heitsbewertung) ergibt sich aus der als Anlage 1 
beigefügten Übersicht. Die derzeitigen Entwick- 
lungsarbeiten haben — neben der Pflege der vor- 
handenen Programme — einen weitergehenden Ein- 
satz der ADV zum Gegenstand (vgl. Abschnitt 2.2.3). 

Nach Ermittlungen, die in Bayern angestellt wor- 
den sind, beträgt inzwischen der Anteil der Arbei- 
ten, die mit Hilfe der ADV abgewickelt werden, 
etwa 30 v. H, der Aufgaben der Steuerverwaltung. 
Er wird mit voller Automatisierung des Steuererhe- 
bungsverfahrens auf über 50 v. H. ansteigen. Die 
Steuerverwaltung macht damit in den Verwaltun- 
gen der Länder den umfassendsten Gebrauch von 
der ADV. 
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2.2 Systematische Entwicklung 

Mit einer gewissen Vereinfachung lassen sich beim 
ADV-Einsatz in den Steuerverwaltungen drei Ent- 
wicklungsstufen unterscheiden. 

2.2.1 Erste Entwicklungsstufe 
(Steuerfestsetzungsverfahren) 

Eine erste Entwicklungsstufe bildet der im Jahr 
1957/58 in Baden-Württemberg begonnene ADV- 
Einsatz bei der Steuerfestsetzung (ohne automati- 
sierte Abrechnung), beim Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich und bei der Einheitsbewertung. 

Bei diesen Verfahren prüft ein Bearbeiter die einge- 
reichte Steuererklärung oder den Antrag auf for- 
melle und sachliche Richtigkeit. Soweit erforder- 
lich, nimmt er Ermittlungen vor und füllt Lücken in 
der Steuererklärung oder im Antrag aus. Dann wird 
die Verwaltungsverfügung erlassen. 

Anschließend werden die für die automatisierte Be- 
arbeitung benötigten Daten auf maschinell verwert- 
bare Datenträger (z. B. Lochkarte, Lochstreifen, Ma- 
gnetband, Diskette) übertragen (Datenerfassung). 
Die Datenträger werden dem Rechenzentrum zur 
Bearbeitung zugeleitet. Der Computer prüft die Ein- 
gabe und führt die für die Ermittlung der Steuer er- 
forderlichen logischen Entscheidungen und Berech- 
nungen durch. Als Ergebnis stellt er einen Bescheid 
aus oder gibt — falls ein Fehler festgestellt wird — 
einen Hinweis für das Finanzamt. 

Bevor der Bescheid dem Steuerpflichtigen zuge- 
stellt wird, ist es zur Abrechnung der Finanzkasse 
zuzuleiten. Die Bearbeitung erfolgt hier in der er- 
sten Entwicklungsstufe personell bzw. maschinell 
(teilmaschinell) durch Lochkartenmaschinen oder 
Buchungsautomaten. 

In der ersten Entwicklungsstufe des ADV-Einsatzes 
wird der Bearbeiter von Rechen-, Schreib- und Sta- 
tistikarbeiten befreit. Das eingesparte Fachpersonal 
ist von Rechnungsprüfungsbehörden für den Lohn- 
steuer-Jahresausgleich auf etwa 30 v. H. und von 
den Ländern Berlin und Saarland für die Steuerver- 
anlagung auf mindestens 10 v. H. geschätzt worden. 
Als weitere Vorteile der Automatisierung sind die 
qualifizierteren, gleichmäßigeren und insgesamt 
schnelleren Arbeitsergebnisse sowie ein besserer 
Überblick über den Arbeitsfluß zu nennen. 

2.2.2 Zweite Entwicklungsstufe 
(Integration mit der Steuererhebung) 

Bei den in den Ländern Berlin und Saarland durch- 
geführten Versuchen wurde in einer zweiten Ent- 
wicklungsstufe des ADV-Einsatzes die Steuererhe- 
bung in das automatisierte Verfahren einbezogen, 
also eine Integration zwischen Steuerfestsetzung 
und -erhebung geschaffen. Integration in diesem 
Sinne bedeutet, daß von der Eingabe der Steuerfest- 
setzungsdaten über die Steuerberechnung bis zur 
Steuerabrechnung und zum Ausdruck eines Be- 
scheides, der sowohl die Steuerfestsetzung als auch 
die Steuerabrechnung enthält, kein menschlicher 
Eingriff in den Ablauf des Verfahrens erforderlich 


wird (von der Tätigkeit der Maschinenbediener ab- 
gesehen). 

Die zweite Entwicklungsstufe des ADV-Einsatzes 
wird insbesondere durch folgendes gekennzeichnet: 

— Erschließung neuer Arbeitsbereiche für die au- 
tomatisierte Bearbeitung, 

— Führung von Speicherkonten, 

— Auskunftsbereitschaft der Speicherkonten. 

Im integrierten Besteuerungsverfahren wird die Fi- 
nanzkasse für den ADV-Einsatz erschlossen. In ihm 
können die Belege über die Steuerzahlungen von 
der Finanzkasse unter Verwendung summarischer 
Aufstellungen regelmäßig unmittelbar der Datener- 
fassung zugeleitet werden, ohne daß zuvor eine 
Fachkraft (Buchhalter) eine Bearbeitung (Vorkontie- 
rung) vornimmt. Die Steuerzahlungen werden pro- 
grammgesteuert entsprechend dem aus dem Einzah- 
lungsbeleg ersichtlichen Willen des Steuerpflichti- 
gen oder, soweit ein solcher Wille nicht erklärt 
worden ist, nach der in § 123 Abs. 2 der Abgaben- 
ordnung bestimmten Reihenfolge im Speicherkon- 
to abgelegt. Ohne jede personelle Bearbeitung wer- 
den die im Steuerfestsetzungsverfahren errechneten 
Steuersollbeträge im Speicherkonto abgelegt. Mah- 
nungen an den Steuerpflichtigen und Rückstands- 
anzeigen an die Vollstreckungsstelle des Finanz- 
amts werden ebenfalls programmgesteuert gefertigt. 

Durch diesen Einsatz der Automation hat sich 
die Tätigkeit des Buchhalters in der Finanzkasse 
grundlegend geändert. Früher bestand seine Tätig- 
keit weitgehend in Massenarbeiten. Diese werden 
nun von der ADV-Anlage übernommen. Dem Buch- 
halter verbleiben qualifiziertere Arbeiten, die noch 
nicht im automatisierten Verfahren durchgeführt 
werden können. Dazu gehört z. B. die Anweisung 
einer Umbuchung im Speicherkonto auf Antrag des 
Steuerpflichtigen, die wegen eines ungenau oder 
mißverständlich ausgefüllten Zahlungsbelegs erfor- 
derlich wird. 

An die Stelle der Sollkarte tritt das auf magneti- 
schem Datenträger geführte Speicherkonto. Dieses 
bildet die eigentliche Buchführung. Sein Inhalt wird 
aber noch periodisch in einer vom Menschen lesba- 
ren Form (Papier oder Microfilm) ausgegeben. Es 
enthält auch die Grunddaten des Steuerpflichtigen 
(Name, Adresse, Geburtsdatum usw.). 

Der Buchhalter kann die ihm verbleibenden Aufga- 
ben nur erledigen, wenn er kurzfristig einen Ein- 
blick in das auf dem magnetischen Datenträger ab- 
gelegte Speicherkonto erhält. Dies geschieht im 
„integrierten automatisierten Besteuerungsverfah- 
ren" durch Abfragegeräte, die über Fernmeldelei- 
tungen mit der ADV-Anlage verbunden sind. Hier- 
durch ist das Speicherkonto sofort auskunftsbereit. 
Ist z. B. eine Umbuchung durchzuführen, kann sich 
der Buchhalter einen Überblick über den Stand der 
Steuerforderungen und Zahlungen verschaffen und 
eine Umbuchungsanweisung erteilen. 

Für die zweite Entwicklungsstufe des ADV-Einsat- 
zes hat das Land Berlin trotz der erforderlichen 
ADV-Investitionen auf der Kostenbasis des Jahres 
1972 eine jährliche Ersparnis in der Größenordnung 
von 4,4 Millionen DM ermittelt. In den Finanzkas- 
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sen wurde — nach Gegenrechnung der zusätzlichen 
Datenerfassungskräfte — eine durchschnittliche 
Personalersparnis von 25 bis 30 v. H. erzielt, ob- 
gleich bereits vorher durch Einführung des Loch- 
kartenverfahrens bei mehreren Finanzämtern eine 
Personalersparnis eingetreten war. Eine ähnliche 
Personalersparnis ist z. B. bei der Finanzkasse Han- 
nover-Süd erreicht worden: bisherige Ist-Stärke 79 
Bedienstete (Soll-Stärke 92 Bedienstete); jetzige Ist- 
und Sollstärke 54 Bedienstete. Die personellen Ein- 
sparungen sind von Finanzkasse zu Finanzkasse 
unterschiedlich. Sie hängen u. a. von der Zahl, Qua- 
lität, Einstellung und Führung des Kassenpersonals 
ab. 

Die Automatisierung ermöglicht es, wieder alle 
Fälle in der Finanzkasse zeitgerecht zu bearbeiten. 
Die Arbeitsergebnisse sind genauer und gleichmä- 
ßiger als im personellen Verfahren. 

2.2.3 Dritte Entwicklungsstufe 

(Weiterentwicklung des Steuerfestsetzungs- 
verfahrens) 

Zur Zeit wird daran gearbeitet, durch eine „Neuor- 
ganisation der Finanzämter und Neuordnung des Be- 
steuerungsverfahrens" die Steuerfestsetzung weiter 
zu rationalisieren. Dies führt zu einer dritten Ent- 
wicklungsstufe des ADV-Einsatzes. 

Der Berarbeitungsaufwand im Steuerfestsetzungs- 
verfahren soll nach drei Gruppen von Steuerfällen 
(sog. Fallgruppen) gewichtet werden: 

— Zu einer Fallgruppe 1 gehören alle Steuerfälle, 
die der periodischen Betriebsprüfung unterlie- 
gen oder, soweit dies nicht der Fall ist, in näch- 
ster Zeit für eine Betriebsprüfung vorgesehen 
sind. Bei ihnen werden grundsätzlich ohne Bei- 
ziehung der Steuerakten nach überschlägiger 
personeller Prüfung die Steuern im automati- 
sierten Verfahren vorläufig festgesetzt. Die end- 
gültige Steuerfestsetzung (ebenfalls im automa- 
tisierten Verfahren) folgt nach Abschluß der Be- 
triebsprüfung. 

— Zu einer Fallgruppe 2 gehören die weniger ge- 
wichtigen Steuerfälle, vor allem die Fälle mit 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Diese 
bilden weitaus die Mehrheit der Veranlagungs- 
fälle. Sie werden grundsätzlich ohne Beiziehung 
der Akten nach überschlägiger Prüfung durch 
endgültige Steuerfestsetzung im automatisierten 
Verfahren erledigt. 

— Zu einer Fallgruppe 3 gehören alle Steuerfälle, 
die nicht den Fallgruppen 1 oder 2 zuzuordnen 
sind, also die gewichtigeren Fälle, die aber nicht 
für eine Betriebsprüfung vorgesehen sind. Sie 
werden in einem Turnus von zwei oder drei 
Jahren eingehend personell geprüft und mit ei- 
ner endgültigen Steuerfestsetzung im automati- 
sierten Verfahren abgeschlossen. Zuvor werden 
die Steuern ohne Beiziehung der Akten nach 
überschlägiger Prüfung im automatisierten Ver- 
fahren vorläufig festgesetzt. 

Außerdem soll die Organisation der Finanzämter 
geändert werden. Die herkömmliche Organisation 


geht von einer Allzuständigkeit des Veranlagungs- 
Sachbearbeiters aus. Danach ist der Veranlagungs- 
Sachbearbeiter zusammen mit einem oder mehreren 
Mitarbeitern zuständig für die Bearbeitung aller 
wesentlichen Veranlagungssteuern der zu seinem 
Arbeitsbereich gehörenden Steuerpflichtigen, aber 
auch für die mit der Steuerveranlagung zusammen- 
hängenden Nebenarbeiten. Bei dieser Organisation 
wird der Einsatz der Arbeitskraft erfahrungsgemäß 
nicht hinreichend nach der steuerlichen Bedeutung 
der Fälle gewichtet. Außerdem wird qualifiziertes 
Personal gebunden, das effektiver in der Betriebs- 
prüfung eingesetzt werden könnte. Deshalb sollen 
die Aufgaben des bisher allzuständigen Veranla- 
gungs-Sachbearbeiters auf verschiedene Stellen ver- 
teilt werden (insbesondere Ubernahmestelle, Amts- 
prüfstelle, Umsatzsteuervoranmeldungsstelle, Stun- 
dungs- und Erlaßstelle, Veranlagungs-Verwaltungs- 
stelle und Rechtsbehelfstelle). 

Mit der „Neuorganisation der Finanzämter und 
Neuordnung des Besteuerungsverfahrens" ist eine 
Weiterentwicklung des automatisierten Steuerfest- 
setzungsverfahrens verbunden. Sie soll es ermögli- 
chen, die eingehenden Steuererklärungen in der 
Ubernahmestelle ohne Beiziehung der Akten nach 
überschlägiger Prüfung im automatisierten Verfah- 
ren zu bearbeiten. Der Einsatz der ADV macht da- 
bei eine personelle Prüfung entbehrlich, welche 
Fallgruppe im Einzelfall gegeben ist. Außerdem 
sind weitere — bisher nur in den Akten geführten 

— Daten zu speichern, zu verwalten und im auto- 
matisierten Verfahren zu verwerten. Die Daten 
werden insbesondere dazu dienen, Teile der früher 
vom Sachbearbeiter ausgeübten Prüfungstätigkeit 

— insbesondere bei der Fallgruppe 2 — - durch pro- 
grammgesteuerte Kontrollen zu ersetzen. Der Ein- 
satz der neuen Programme, für welche die bundes- 
einheitlichen Programmunterlagen im wesentlichen 
bereits vorliegen, ist für die nächsten Jahre vorge- 
sehen. Erforderlich sind Investitionen auf dem Ge- 
biet der ADV. 

Außerdem haben Arbeiten begonnen, die es ermög- 
lichen, in absehbarer Zeit die personelle Überwa- 
chung der Steuerfälle durch ein automatisiertes 
Verfahren zu ersetzen. Bisher wird vom Veranla- 
gungs-Sachbearbeiter eine sog. V-Liste geführt. An- 
hand der V-Liste ist zu überwachen, daß alle für 
die Besteuerung in Betracht kommenden Steuer- 
pflichtigen erfaßt werden, für alle in der V-Liste 
eingetragenen Steuerpflichtigen in der Finanzkasse 
eine Sollkarte oder (im automatisierten Steuererhe- 
bungsverfahren) ein Speicherkonto geführt wird, 
die festgesetzten Steuern und Zuschläge in der Fi- 
nanzkasse vollständig und richtig zum Soll gestellt 
werden und die Steuererklärungen vollständig und 
richtig eingehen. Die in der bisherigen V-Liste ent- 
haltenen Daten werden in dem zu entwickelnden 
automatisierten Verfahren sämtlich auf einem ma- 
gnetischen Datenträger gespeichert. Die Überwa- 
chung wird mit Hilfe des Computers programmge- 
steuert durchgeführt. 

Diese dritte Entwicklungsstufe des ADV-Einsatzes 
weist Ähnlichkeiten mit der zweiten Entwicklungs- 
stufe (Automatisierung des Steuererhebungsverfah- 
rens) auf. Es werden neue Arbeitsbereiche für eine 
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automatisierte Bearbeitung erschlossen. Es werden 
„Speicherkonten" eingerichtet, in denen für die 
Steuerfestsetzung benötigte Daten abgelegt werden. 
In absehbarer Zeit dürfte wenigstens für einen Teil 
der gespeicherten Daten die sofortige Auskunftsbe- 
reitschaft durch Abfragegeräte oder ähnliche Ein- 
richtungen (z. B. durch Bildschirmgeräte, die mit 
Microfilm arbeiten) hergestellt werden. 

In den Ländern haben die im Rahmen der „Neuor- 
ganisation der Finanzämter und Neuordnung des 
Besteuerungsverfahrens" unternommenen Versuche 
gezeigt, daß die Steuerfestsetzung zeitnäher durch- 
geführt und eine Reihe von Arbeiten durch Beamte 
des einfachen oder mittleren Dienstes oder von An- 
gestellten niedrigerer Vergütungsgruppen übernom- 
men werden kann, so daß Beamte des gehobenen 
Dienstes oder Angestellte höherer Vergütungsgrup- 
pen für einen Einsatz in der Betriebsprüfungsstelle 
des Finanzamts freigesetzt werden. 

2.3 Sekundäre Bereiche des ADV-Einsatzes 
(Zusammenarbeit mit ADV-Herstellern 
und mit anderen ADV-Anwendern) 

Die Fortentwicklung des ADV-Einsatzes wurde 
durch den technischen Fortschritt der ADV ermög- 
licht. Soweit es bei Wahrung der Verwaltungsinter- 
essen möglich erschien, wurde dabei mit den Her- 
stellerfirmen zusammengearbeitet. Auch künftig 
wird ein technischer Fortschritt — z. B. bei der 
Speichertechnik — erwartet. 

Der Rationalisierungseffekt der ADV ist besser zu 
nutzen, wenn die Möglichkeiten einer Zusammenar- 
beit mit anderen ADV-Anwendern wahrgenommen 
werden. Diese Zusammenarbeit muß frühzeitig, 
möglichst im Planungsstadium einsetzen. Für eine 
Zusammenarbeit, durch die z. B. Personalaufwand 
bei der Datenerfassung und Druckaufwand einge- 
spart werden kann, kommen zur Zeit insbesondere 
folgende Bereiche in Betracht: 

— Datenträgeraustausch zur Übermittlung der 
Grund- und Gewerbesteuermeßbeträge an die 
Gemeinden (für die Grund- und Gewerbesteuer- 
festsetzung) und der Gewerbesteuermeßbeträge 
an die Industrie-, Handels- und Handwerkskam- 
mern (zur Bemessung der Kammerbeiträge) 

— Datenträgeraustausch mit den statistischen 
Landesämtern zur Übermittlung der Statistiker- 
gebnisse 

— Datenträgeraustausch mit den Zulassungsstellen 
bei der Anmeldung von Kraftfahrzeugen zur 
Festsetzung der Kraftfahrzeugsteuer durch das 
Finanzamt 

— Datenträgeraustausch mit dem Kraftfahrt-Bun- 
desamt (Flensburg) bei der Automatisierung der 
Kraftfahrzeugsteuerfestsetzung und -erhebung 
zur Übernahme von Daten aus den Beständen 
des Kraftfahrt-Bundesamtes 

— Datenträgeraustausch mit den Dienstleistungs- 
Rechenzentren zur Übernahme von Daten für 
das automatisierte Umsatzsteuer-Überwachungs- 
verfahren 


— Datenträgeraustausch im bargeldlosen Zahlungs- 
verkehr und im Einzugsermächtigungsverfahren 
mit den Kreditinstituten und der Deutschen Bun- 
despost 

— Mitwirkung bei der von der Steuerverwaltung 
dringend gewünschten Einführung des Personen- 
und Gruppenkennzeichens 

— Mitwirkung an den Planungen zum Aufbau von 
automatisierten Liegenschaftskatastern, Grund- 
büchern und Gebäudedateien. 

Schwierigkeiten haben sich bei der Zusammenar- 
beit in einem Teil der Länder ergeben, in denen für 
die steuerliche Datenverarbeitung kein ressorteige- 
nes Rechenzentrum zur Verfügung steht. Von den 
in diesen Ländern bestehenden ressortneutralen 
Großrechenzentren, in denen unterschiedliche Sach- 
aufgaben der Verwaltungen im Service-Betrieb 
wahrgenommen werden, wurde den Belangen der 
Steuerverwaltung, die bisher der größte ADV-An- 
wender in den Landesverwaltungen ist, gegenüber 
den Belangen anderer Verwaltungen zum Teil nicht 
hinreichend Rechnung getragen. Die in § 20 Abs. 2 
des Finanzverwaltungsgesetzes vorgesehene fachli- 
che Weisungsbefugnis der zuständigen obersten 
Landesfinanzbehörde reichte dabei nicht aus, die 
Interessen der Steuerverwaltung zu wahren. Der 
Bundesminister der Finanzen hat daher durch ein 
Schreiben vom 20. März 1973 die obersten Finanz- 
behörden der Länder unter Hinweis auf Artikel 108 
des Grundgesetzs und § 20 Abs. 1 (zweiter Halbsatz) 
des Finanzverwaltungsgesetzes gebeten, über den 
Einsatz eines solchen ressortneutralen Rechenzen- 
trums künftig mit ihm Einvernehmen herbeizufüh- 
ren. 

2.4 Automationsgeeignete Steuergesetzgebung 

Hat der ADV-Einsatz einen bestimmten Grad er- 
reicht, so ergeben sich Auswirkungen auf die Ge- 
setzgebung. Um dem Rechnung zu tragen, war der 
Bundesminister der Finanzen bemüht, Gesetzent- 
würfe, die die Steuerverwaltungen der Länder be- 
treffen, organisatorisch sinnvoll und in ihrer Logik 
automationsgeeignet zu gestalten. Beispielsweise 
wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens in 
den Entwurf einer neuen Abgabenordnung (AO 
1977) eine Anzahl von automationsfördenden Vor- 
schriften eingefügt. Auch war zu beachten, daß 
neue Steuergesetze in der modernen, ADV-orien- 
tierten Steuerverwaltung eine ausreichende Zeit für 
die Analyse und Programmierung der Rechtsan- 
wendung, mitunter auch für die Umstellung auf 
eine andere Organisation erfordern. Um mit den 
steuerpolitischen Zielsetzungen nicht zu kollidie- 
ren, mußten die Programmierarbeiten häufig begon- 
nen werden, bevor die Vorschriften von den gesetz- 
gebenden Körperschaften verabschiedet worden 
waren. Beispielsweise wurde mit den Arbeiten an 
den bundeseinheitlichen Programmunterlagen für 
das Einkommensteuergesetz 1975 bereits im Januar 
1974 begonnen. So war es möglich, die bundesein- 
heitlichen Programmunterlagen, die für eine Fest- 
setzung der Einkommensteuer-Vorauszahlungen im 
automatisierten Verfahren vom 1. Januar 1975 an 
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benötigt wurden, kurz nach der Gesetzesverkün- 
dung zur Verfügung zu stellen. Solche vorzeitigen 
Programmierarbeiten erfordern einen Mehraufwand, 
wenn bereits fertiggestellte Programmteile an Än- 
derungen, die sich bei den Beratungen der gesetz- 
gebenden Körperschaften ergeben, angepaßt wer- 
den müssen. Andererseits bringt die gesetzgebungs- 
begleitende Programmierung viele Anregungen, die 
es ermöglichen, noch während des Gesetzgebungs- 
verfahrens auf die Automationsgeeignetheit der 
Vorschriften Einfluß zu nehmen. 

2.5 Schlußfolgerung 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministe- 
rium der Finanzen hat in einem am 15. Juli 1975 zur 
Lage und Entwicklung der Staatsfinanzen erstatte- 
ten Gutachten die Auffassung vertreten, daß vor 
Steuererhöhungen geprüft werden müsse, ob eine 
Steigerung des Steueraufkommens durch Verbesse- 
rung der Veranlagungs-, Erhebungs- und Kontroll- 


methoden erzielt werden könne. Selbst eine perso- 
nelle Verbesserung der Finanzverwaltungsausstat- 
tung würde sich als fiskalisch äußerst „lohnend" 
erweisen. 

Nach den vorstehenden Ausführungen kann in ei- 
ner zweiten Entwicklungsstufe das Steuererhe- 
bungsverfahren unter gleichzeitiger Personaleinspa- 
rung ausreichend verbessert werden. Die dritte Ent- 
wicklungsstufe mildert die personellen Probleme 
des Steuerfestsetzungs- und Betriebsprüfungsver- 
fahrens. Dies geschieht in „lohnender" Weise da- 
durch, daß die menschliche Arbeitskraft in geringe- 
rem Umfange für gleichförmige Massenarbeiten 
eingesetzt wird. Der Bundesminister der Finanzen 
sieht hierin einen sinnvollen Ansatz, um den Geset- 
zesvollzug zu verbessern. Er wird sich daher wei- 
terhin bei den Finanzministern (-Senatoren) der 
Länder dafür einsetzen, daß die Umstellung dei Fi- 
nanzämter beschleunigt durchgeführt und die erfor- 
derlichen Sachinvestitionen — insbesondere auf 
dem Gebiet der ADV — bereitgestellt werden. 


3 Einheitlichkeit der ADV-Anwendung in den Steuerverwaltungen der 
Länder (Verwendung bundeseinheitlicher Programme) 


3.1 Koordinierung durch den Bundesminister 
der Finanzen 

Um dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
3. Juli 1969 (vgl. Abschnitt 1) zu entsprechen, hat 
sich der Bundesminister der Finanzen mit Nach- 
druck dafür eingesetzt, daß die Länder — soweit 
nicht unabweisbare Besonderheiten entgegenstehen 

— im automatisierten Steuerfestsetzungs- und -er- 
hebungsverfahren einheitlich kodierte *) Program- 
me **) verwenden. Der Erfolg der Bemühungen war 
weitgehend auch von den Ländern abhängig. 

Der Bundesminister der Finanzen hat folgende 
Koordinierungsbefugnisse : 

— Im Rahmen des Artikels 108 des Grundgesetzes 
hat der Bundesminister der Finanzen dafür Sor- 
ge zu tragen, daß beim Einsatz von automati- 
schen Einrichtungen für die Festsetzung und Er- 
hebung der Steuern Programme verwendet und 
Programmergebnisse erzielt werden, die den ma- 
teriellen und formellen Steuergesetzen und einer 
einheitlichen Auslegung dieser Gesetze entspre- 
chen. 


*) Kodieren bedeutet das Umsetzen des Programmablaut* 
plans und der sonstigen Programmvorgaben in Be- 
fehle, die in einer für den Computer verständlichen 
Sprache (sog. Programmiersprache wie Assembler, 
Cobol) abgefaßt sind. Die Befehle werden vom Com- 
puter in die eigentliche Maschinensprache übersetzt. 

•*) Programm bedeutet die Gesamtheit der Befehle, die 
zur Ausführung einer bestimmten Aufgabe (z. B. der 
Berechnung der Umsatzsteuer) durch den Computer 
benötigt werden. 


— Nach § 20 Abs. 1 des Finanzverwaltungsgesetzes 
bestimmen die obersten Finanzbehörden der 
Länder Art, Umfang und Organisation des Ein- 
satzes der automatischen Einrichtungen für die 
Festsetzung und Erhebung der Steuern, die von 
den Landesfinanzbehörden verwaltet werden; 
zur Gewährleistung gleicher Programmergebnis- 
se und eines ausgewogenen Leistungsstandes ist 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen herbeizuführen. 

— Nach Maßgabe der einzelnen Steuergesetze sind 
Steuererklärungen, Voranmeldungen und An- 
meldungen vom Steuerpflichtigen nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck abzugeben (vgl. 
z. B. § 18 des Umsatzsteuergesetzes). Die Vor- 
drucke werden vom Bundesminister der Finan- 
zen und den obersten Finanzbehörden der Län- 
der gemeinsam in automationsgeeigneter Form 
entwickelt. Soweit es gelingt, die Muster bun- 
deseinheitlich festzulegen, wird zugleich die 
Einheitlichkeit der für die automatisierte Steuer- 
festsetzung einzugebenden Daten (Dateneingabe) 
gesichert. 

Auf dieser Grundlage kann der Bundesminister der 
Finanzen eine Verwendung einheitlich kodierter 
Programme in den Ländern nicht unmittelbar, son- 
dern nur im Wege einer freiwilligen Zusammenar- 
beit anstreben. Er kann zusammen mit den Ländern 
die Dateneingabe und die Programmergebnisse ein- 
heitlich festlegen. Der in § 20 Abs. 1 des Finanzver- 
waltungsgesetzes enthaltene Begriff der „Programm- 
ergebnisse" beschränkt sich nicht auf die exter- 
nen Programmergebnisse (z. B. auf den Steuerbe- 
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scheid). Er umfaßt auch die internen, nicht sofort 
sichtbar werdenden Programmergebnisse (z. B. die 
im Speicherkonto nach Ablauf eines Programms ab- 
gelegten Steuerfestsetzungsdaten). Gelingt eine 
Vereinheitlichung dieser Programmergebnisse, so 
werden zugleich die Funktionen (z. B. logische Ent- 
scheidungen, Berechnungen, Plausibilitätsprüfun- 
gen) normiert, die das Programm ausführen muß, 
um zu diesen Programmergebnissen zu gelangen. 
Entsprechendes gilt für die Art der zu speichernden 
Daten einschließlich der Datenorganisation *) und 
zum Teil für die Datenverarbeitungsorganisa- 
tion**). Außerdem schreiben die Steuergesetze ins- 
besondere die Art und Weise und bestimmte Bedin- 
gungen der Steuerberechnung (z. B. Betragsgrenzen, 
Freibeträge) vor. Gleichwohl bleibt den Ländern 
eine gewisse Freiheit in der Ausführung, weil es 
die Technik trotz dieser Vorgaben ermöglicht, bei 
der Kodierung verschiedene Wege zu gehen. 

Der ADV-Einsatz steht zudem im Spannungsfeld ei- 
ner zum Teil unterschiedlichen Organisation der 
Landessteuerverwaltungen. Das macht eine Abstim- 
mung insbesondere bei der bereits erwähnten 
„Neuorganisation der Finanzämter und Neuordnung 
des Besteuerungsverfahrens" (vgl. Abschnitt 2.2.3) 
erforderlich. Die „Neuorganisation der Finanzämter 
und Neuordnung des Besteuerungsverfahrens" ist 
in den Ländern mit unterschiedlichen Varianten er- 
probt worden. Ihre Grundsätze sollen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen von der 
Konferenz der Landesfinanzminister einheitlich 
festgelegt werden. Würde ihre einheitliche Einfüh- 
rung in den automationsrelevanten Teilen nicht ge- 
lingen, so würde die Erzielung gleicher Programm- 
ergebnisse vereitelt werden. 

Als schwierig hat es sich erwiesen, einheitliche 
Verwaltungsvorschriften für die Buchführung im 
Steuerfestsetzungs- und -erhebungsverfahren einzu- 
führen. Bereits im Bericht des Bundesministers 
der Finanzen vom 28. Dezember 1966 (Drucksache 
V/1264) ist dargelegt worden, daß das Ziel der in Ber- 
lin und im Saarland durchgeführten Versuche, eine 
Wiedervereinheitlichung des Erhebungsverfahrens 
in den Finanzkassen herbeizuführen, nur erreicht 
werden kann, wenn eine „Buchungsanweisung für 
die Finanzämter bei Einsatz elektronischer Daten- 
verarbeitungsanlagen (BuchA-EDA)" geschaffen 
wird. Der Bundesminister der Finanzen strebt an, 
die BuchA-EDA, deren Entwurf derzeit an die Fort- 
entwicklung des ADV-Einsatzes angepaßt wird, 
nach Artikel 108 Abs. 7 des Grundgesetzes als 
allgemeine Verwaltungsvorschrift herauszugeben. 
Hiergegen ist in einigen Ländern die Auffassung 
vertreten worden, daß eine BuchA-EDA von den 


*) Die Datenorganisation beschäftigt sich mit der Frage, 
wie die für die Datenverarbeitung zur Verfügung zu 
stellenden Daten anzuordnen und zu strukturieren 
sind. 

’*) Die Datenverarbeitungsorganisation beschäftigt sich 
mit der Frage, wie die eigentliche Datenverarbeitung 
durch die Datenverarbeitungsanlage und die periphe- 
ren Einheiten (z. B. Magnetband- und Platteneinheiten, 
Drucker) durchzuführen ist. Sie umfaßt auch die 
Arbeitsvorbereitung und Bedienung. 


Ländern selbst herauszugeben sei. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen teilt diese Auffassung nicht. 

Durch die zum Teil unterschiedliche maschinelle 
Ausstattung wird eine enge Zusammenarbeit bei 
der Mehrheit der Länder bisher nicht behindert. 
Zehn Länder arbeiten mit Computern (dritte Gene- 
ration) der Firmen IBM oder Siemens. Bei Einhal- 
tung bestimmter Regeln können die kodierten Pro- 
gramme — mit kleineren Änderungen — in den 
Computern beider Hersteller eingesetzt werden. 

3.2 Zusammenarbeit mit den Ländern 

bei der automatisierten Steuerfestsetzung 

Für die automatisierte Steuerfestsetzung werden 
von Arbeitsgruppen des Bundes und der Länder 
bundeseinheitliche Programmunterlagen erarbeitet. 
Die Arbeitsgruppen setzen sich in der Regel aus 
Organisatoren, Systemanalytikern und Programmie- 
rern (jeweils Beamte des gehobenen Dienstes) zu- 
sammen. Die von ihnen erstellten bundeseinheitli- 
chen Programmunterlagen beschränkten sich bisher 

— im Hinblick auf die im Abschnitt 3.1 dargestell- 
ten Koordinierungsbefugnisse des Bundesministers 
der Finanzen — auf folgendes: 

— Festlegung der Dateneingabe (z, B. der Erklä- 
rungs- und Antragsvordrucke, Schlüsselver- 
zeichnisse), 

— Festlegung der Datenausgabe (z. B. der Be- 
scheidmuster, Erläuterungstexte, Hinweisnum- 
mernsysteme, Statistiken), 

— Programmablaufpläne für die Steuerfestsetzung 
(einschließlich Plausibilitätsprüfungen und Stati- 
stiken), 

— Muster einer Arbeitsanleitung für die Finanzäm- 
ter. 

Diese Programmunterlagen werden von gemeinsa- 
men Prüfgruppen des Bundes und der Länder nach 
einem Test steuerrechtlich geprüft. Die eigentlichen 
kodierten Programme für die Steuerfestsetzung, den 
Lohnsteuer- Jahresausgleich und die Einheitsbew'er- 
tung werden in den Ländern erstellt. Mitunter wur- 
de festgestellt, daß sich die Länder bei der Kodie- 
rung nicht vollständig an die bundeseinheitlichen 
Programmunterlagen hielten, so daß auch unter- 
schiedliche Programmergebnisse erzielt wurden. 
Einheitlich kodierte Programme werden bisher nur 
in den Ländern eingesetzt, die sich im Rahmen des 
„integrierten automatisierten Besteuerungsverfah- 
rens" zu einem engen Programmier- und Kodierver- 
bund für die Steuerfestsetzung zusammengeschlos- 
sen haben. Der Zusammenschluß soll durch Ar- 
beitsteilung und Nutzung aller in den Ländern er- 
worbenen Erfahrungen auch dem Gedanken der 
Wirtschaftlichkeit Rechnung tragen. Dieser Vorteil 
trat allerdings in der bisherigen Übergangsphase 
noch nicht voll hervor. 

Ein Hindernis für die Zusammenarbeit der Länder 
lag darin, daß sich die bundeseinheitlichen Pro- 
grammunterlagen zunächst kaum mit Art und Um- 
fang der zu speichernden Daten, mit der Datenorga- 
nisation und mit der Datenverarbeitungsorganisa- 
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tion befaßten (vgl. Abschnitt 3.1). Diese Bereiche 
haben aber in der dritten Entwicklungsstufe auch 
für die Steuerfestsetzung größere Bedeutung er- 
langt. In Hinblick hierauf wurden Vereinbarungen 
über die zu speichernden Daten getroffen und bun- 
deseinheitliche Programmunterlagen für ein neues 
Programmsystem der automatisierten Steuerfestset- 
zung entwickelt. Wenngleich diese bundeseinheitli- 
chen Programmunterlagen die bezeichneten Berei- 
che noch nicht völlig erfassen, bringen sie doch 
eine weitere Vereinheitlichung und sind geeignet, 
die Zusammenarbeit zu erleichtern. Die Nutzung 
von Erfahrungen und neuen Erkenntnissen der Pro- 
grammierung (sog. strukturierte Programmierung) 
wird helfen, den künftigen Anforderungen aus der 
„Neuorganisation der Finanzämter und Neuordnung 
des Besteuerungsverfahrens" sowie der Steuerge- 
setzgebung nachzukommen. Das neue Programmsy- 
stem soll spätestens zum 1. Januar 1977 einheitlich 
in allen Ländern eingesetzt werden. Dies hängt je- 
doch von verstärkter Kooperation der Länder ab, 
die noch nicht überall gesichert erscheint. 

3.3 Zusammenarbeit mit den Ländern 

bei der automatisierten Steuererhebung 

Wie in Abschnitt 2.1 ausgeführt worden ist, einig- 
ten sich im Jahr 1960 die obersten Finanzbehörden 
darauf, Versuche in Berlin und im Saarland durch- 
zuführen. Deren Ziel war es auch, „die Wiederver- 
einheitlichung des Erhebungsverfahrens in den Fi- 
nanzkassen zu fördern". Anders als bei der automa- 
tisierten Steuerfestsetzung ging man nicht von bun- 
deseinheitlichen Programmunterlagen aus, die den 
Ländern als Vorgabe für die Kodierung gelten soll- 
ten. Vielmehr erwartete der Bundesminister der Fi- 
nanzen, daß die kodierten Programme unmittelbar 
von den Ländern übernommen würden. Die Erwar- 
tung erfüllte sich bei der überwiegenden Mehrheit 
der Länder (vgl. Abschnitt 2.1). Diese Länder betrei- 
ben im arbeitsteiligen Programmier- und Kodierver- 
bund gemeinsam die Pflege und später auch die 
Fortentwicklung des Verfahrens. Die Zusammenar- 
beit hat sich bewährt. 

3.4 Praktische Bedeutung eines einheitlichen 
ADV-Einsatzes und Schlußfolgerung 

Die Vorteile eines koordinierten ADV-Einsatzes 
sind nicht nur in der Steuerverwaltung, sondern 
auch in der Wirtschaft bekannt. Nach den Untersu- 
chungen eines Beratungsunternehmens entstehen 
bei einem Teil der Konzerne in der Bundesrepublik 
überhöhte ADV-Kosten, weil die Datenverarbeitung 
in den dezentral arbeitenden Betrieben nicht hinrei- 
chend koordiniert wird. Durch eine systematische 
Vereinheitlichung ließen sich nach Auffassung des 
Beratungsunternehmens in den meisten Fällen die 
ADV-Kosten um 35 bis 50 v. H. senken. *) 

Für eine optimale Zusammenarbeit in der Steuer- 
verwaltung erscheint es erforderlich, den Besonder- 


*) Handelsblatt vom 22. April 1975 „Computer-Kosten 
meist zu hoch" 


heiten des ADV-Einsatzes im Besteuerungsverfah- 
ren Rechnung zu tragen. Hier müssen die Program- 
me nicht nur wegen des technischen Fortschritts 
und zur Verbesserung der Arbeitsabläufe weiter- 
entwickelt werden. Der Dynamik des Steuerrechts 
folgend, unterliegen sie zusätzlich einer ständigen 
Veränderung. Selbst wenn sich in dieser Lage die 
Programme der Länder nur darin unterscheiden 
würden, daß sie im Rahmen der Steuergesetze und 
der bundeseinheitlichen Programmunterlagen die 
„gleichen Programmergebnisse" auf verschiedenen 
Wegen der Kodierung erreichen, würde dies die 
Zusammenarbeit nicht durchgreifend erleichtern. 
Wegen derartiger an sich zulässiger, jedoch nicht 
notwendiger Unterschiede der Kodierung müssen 
im Falle einer Änderung oder Weiterentwicklung 
der Programme Wege gesucht werden, die auch 
fortan gleiche Programmergebnisse sichern. Es hat 
sich gezeigt, daß diese Wege teilweise nicht gefun- 
den werden, jedenfalls aber ein vermeidbarer Auf- 
wand entsteht. Die Schwierigkeiten vergrößern 
sich, wenn die nächste Programmänderung oder -er- 
weiterung durchzuführen ist. Das Ganze gilt um so 
mehr, wenn die bundeseinheitlichen Programmun- 
terlagen nicht vollständig beachtet werden. Ent- 
sprechendes ist hinsichtlich der zu speichernden 
Daten, der Datenorganisation und zum Teil für die 
Datenverarbeitungsorganisation zu sagen. 

Je größer die Einheitlichkeit, um so leichter ist 
demgemäß die Zusammenarbeit. Auch wird der 
Weg frei für einen arbeitsteiligen Programmier- 
und Kodierverbund. Ein Beispiel von Folgen unzu- 
reichender Einheitlichkeit bietet das einst auf Loch- 
kartenbasis eingeführte saldierende Buchungsver- 
fahren (vgl. Abschnitt 2.1). Es wurde im Kern ein- 
heitlich konzipiert. Als in letzter Zeit erörtert wur- 
de, allgemeine Grundsätze zu erarbeiten, um die 
noch in diesem Verfahren arbeitenden Finanzkas- 
sen in das „integrierte automatisierte Besteuerungs- 
verfahren" zu überführen, erklärten die Länder, daß 
dafür keine ausreichende Gemeinsamkeit mehr be- 
stehe. 

Der Bundesminister der Finanzen wird sich im In- 
teresse eines rationellen Gesetzesvollzugs bei der 
automatisierten Steuerfestsetzung und -erhebung 
weiterhin für folgendes einsetzen: 

— Verwendung einheitlich kodierter Programme, 

— weitere Vereinheitlichung der zu speichernden 
Daten, der Datenorganisation und teilweise der 
Datenverarbeitungsorganisation, 

— einen arbeitsteiligen Programmier- und Kodier- 
verbund möglichst aller Länder. 

Hierdurch würde auch ein Datenträgeraustausch 
zwischen den Steuerverwaltungen (z. B. beim Um- 
zug eines Steuerpflichtigen) oder mit anderen ADV- 
Anwendern (vgl. Abschnitt 2.3) erleichtert wer- 
den. 

Auch technische Gesichtspunkte legen es nahe, in 
dieser Weise zusammenzuarbeiten. Es werden neue 
Computergenerationen auf den Markt kommen. Die 
Hersteller werden bemüht sein, den Übergang auf 
diese Computergenerationen zu vereinfachen. Je- 
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doch dürften gewisse Änderungen der Programme 
nicht zu vermeiden sein. Wegen der großen Zahl 
der in den Steuerverwaltungen genutzten Program- 
me (in einigen Ländern fast 1 000) ergibt sich ein 
erheblicher Änderungsaufwand. Der Aufwand kann 
in einem arbeitsteiligen Kodierverbund besser be- 
wältigt werden. Außerdem können die in der ferne- 
ren Zukunft zu erwartenden vereinfachten Pro- 
grammiersprachen leichter einheitlich eingeführt 
werden. Diese Programmiersprachen können vor- 
aussichtlich nicht nur von den ADV-Fachkräften, 
sondern auch von den Prüfgruppen des Bundes und 


der Länder (vgl. Abschnitt 3.2) gelesen werden. Das 
wird die Intensität der Programmprüfungen verbes- 
sern und den die Zusammenarbeit belastenden Frei- 
raum der Kodierung (vgl. Abschnitt 3.1) aufheben. 
Dieser Effekt würde vollends erreicht, wenn die 
Kodierung der Programme nach derzeit bestehen- 
den Vorstellungen weitgehend dem Computer über- 
tragen würde. Hierzu brauchte wahrscheinlich nur 
noch eine leicht lesbare Programmvorgabe erstellt 
zu werden, die in einer formalisierten Sprache z. B. 
die Art und Weise und die Bedingungen der Steu- 
erberechnung enthält. 


4 Sekundäre Auswirkungen des ADV-Einsatzes in den Steuerverwaltungen 
der Länder 


Den unverkennbaren Vorteilen einer Automatisie- 
rung steht gegenüber, daß sowohl vom Steuer- 
pflichtigen und dessen Berater als auch vom Perso- 
nal der Steuerverwaltungen (insbesondere der Fi- 
nanzämter) eine Bereitschaft zum Umdenken und 
Umgewöhnen, größere Genauigkeit und Kooperati- 
onsbereitschaft verlangt werden müssen. 

Zum Beispiel können die Vorteile des automatisier- 
ten Steuererhebungsverfahrens nur dann voll ge- 
nutzt werden, wenn ein Steuerpflichtiger, der einen 
Geldbetrag im Überweisungsverkehr an die Finanz- 
kasse übermittelt, die Steuernummer richtig angibt. 
Bei Angabe einer unrichtigen Steuernummer fertigt 
der Computer aufgrund von Plausibilitätsprüfun- 
gen, die den Fehler aufdecken, eine Hinweismittei- 
lung, die dann — ebenso wie im herkömmlichen 
Sollkartenverfahren — zu einer personellen Bear- 
beitung führt. 


Ein Umgewöhnen wird auch dadurch erforderlich, 
daß der Computer die früher im Sollkartenverfah- 
ren vom Buchhalter durchgeführten Erinnerungen, 
Mahnungen und Säumniszuschlagsberechnungen 
genau und pünktlich erledigt. Dem Steuerpflichti- 
gen erscheint dies zunächst ungewohnt. Eine Ge- 
wöhnung läßt sich nur auf längere Sicht erreichen. 
Als wirksam haben sich vorbereitende und laufen- 
de Unterrichtungen der Steuerpflichtigen und der 
steuerberatenden Berufe erwiesen. 

In der Steuerverwaltung selbst hat es sich als we- 
niger schwierig erwiesen, das ADV-Fachpersonal 
zu schulen als das Finanzamtspersonal einzustim- 
men. Die Notwendigkeit, diese Aufgabe zu erfüllen, 
verstärkt sich mit steigender Automatisierung. 

Wie für die Wirtschaft stellt der ADV-Einsatz für 
die Steuerverwaltung eine besonders schwierige 
Führungsaufgabe dar, die nur langfristig gelöst 
werden kann. 
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Übersicht über den Stand der Automatisierung 

(Stand: 1. Oktober 1975) 


v. Art der Aufgabe 

Land 

Lohnsteuer- 

Jahresausgleich 

Einkommen- 

steuer- 

Veranlagung 

Überwachung der 
Lohnsteuer- 
Anmeldungen 

Umsatzsteuer- 

Veranlagung 

Überwachung der 
Umsatzsteuer- 
Voranmeldungen 

Gesamtzahl der zu *) be- 
arbeitenden Fälle 
(geschätzt zum Stichtag 

1. Oktober 1975) 

1 1 800 000 

10 600 000 

7 500 000 

2 200 000 

18 700 000 

Gesamtzahl der im auto- 
matisierten Verfahren be- 
arbeiteten Fälle (geschätzt 
zum Stichtag 1. Oktober 
1975) 

1 1 300 000 

9 800 000 

1 200 000 

1 500 000 

10 100 000 

Baden-Württemberg .... 

automatisiert 

automatisiert 

— 

automatisiert 

teilweise 

Bayern 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise im Rahmen 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise 

Berlin 

automatisiert 

automatisiert 

des Steuererhe- 
bungsverfahrens 
automatisiert 

im Rahmen des 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

Bremen 

automatisiert 

automatisiert 

Steuererhebungs- 

verfahrens 

automatisiert 

— 

— 

Hamburg 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise im Rahmen 

automatisiert 

teilweise im 

Hessen 

automatisiert 

automatisiert 

des Steuererhe- 
bungsverfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

Rahmen des 
Steuererhebungs- 
verfahrens 
automatisiert 


*) Die Gesamtzahl der zu bearbeitenden Fälle berechnet sich grundsätzlich nach dem Kalenderjahr. Ausnahmen: Die Vermö- 
gensteuer-Hauptveranlagungen und die Hauptfeststellungen des Betriebsvermögens erfolgen alle drei Jahre. Für Einheits- 
bewertung des Grund- sowie des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens werden die Hauptfeststellungszeitpunkte je- 
weils durch Gesetz bestimmt; die Grundsteuer-Meßbetragsveranlagung erfolgt in gleichen Abständen. Die Kraftfahrzeug- 
steuer wird jeweils bei der Anmeldung und Ummeldung des Kraftfahrzeuges festgesetzt; die angegebene Zahl umfaßt die 
z. Z. veranlagten Kraftfahrzeuge. 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4406 


im Steueriestsetzungsveriahren 


Anlage 1 


Gewerbesteuer- 
Meßbetrags- 
Veranlagung 
(in Stadtstaaten 
Gewerbesteuer- 
Veranlagung) 

Vermögen- 

steuer- 

Veranlagung 

Einheits- 
bewertung 
des Betriebs- 
vermögens 

Einheits- 
bewertung 
des Grund- 
vermögens 

Einheits- 
bewertung 
des land- und 
forstwirt- 
schaftlichen 
Vermögens 

Grundsteuer- 
Meßbetrags- 
Veranlagung 
(in Stadtstaaten 
Grundsteuer- 
Veranlagung) 

Kraftfahrzeugsteuer 

(einschließlich 

Erhebung) 

2 000 000 

800 000 

1 800 000 

10 000 000 

4 500 000 

14 500 000 

19 800 000 

1 900 000 

750 000 

1 400 000 

8 700 000 

4 400 000 

14 500 000 

10 100 000 

automatisiert 

automatisiert 

j 

teilweise 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

im Rahmen eines 
aus dem Loch- 
kartenverfahren 
entwickelten 
Verfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

i 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

im Rahmen eines 
aus dem Loch- 
kartenverfahren 
entwickelten Ver- 
fahrens teilweise 
automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

entfällt wegen 

geringer 

Fallzahlen 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 



teilweise 

automatisiert 

entfällt wegen 

geringer 

Fallzahlen 

automatisiert 

im Rahmen eines 
aus dem Loch- 
kartenverfahren 
entwickelten 
Verfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

entfällt wegen 

geringer 

Fallzahlen 

automatisiert 

im Rahmen eines 
aus dem Loch- 
kartenverfahren 
entwickelten 
Verfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

im Rahmen eines 
aus dem Loch- 
kartenverfahren 
entwickelten Ver- 
fahrens teilweise 
automatisiert 
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noch Übersicht über den Stand der Automatisierung 

(Stand: 1. Oktober 1975) 


Art der Aufgabe 

Land v. 

Lohnsteuer- 

Jahresausgleich 

Einkommen- 

steuer- 

Veranlagung 

Überwachung der 
Lohnsteuer- 
Anmeldungen 

Umsatzsteuer- 

Veranlagung 

Überwachung der 
Umsatzsteuer- 
Voranmeldungen 

Niedersachsen 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise im Rahmen 
des Steuererhe- 
bungsverfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

teilweise 

automatisiert 

Nordrhein-Westfalen .... 

automatisiert 

automatisiert 

bei vier Finanz- 
ämtern versuchs- 
weise (außerhalb 
des automatisierten 
Steuererhebungs- 
verfahrens) 
automatisiert 


automatisiert 

Rheinland-Pfalz 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise im Rahmen 
des Steuererhe- 
bungsverfahrens 
automatisiert 


teilweise 

automatisiert 

Saarland 

automatisiert 

automatisiert 

im Rahmen des 
Steuererhebungs- 
verfahrens 
automatisiert 

automatisiert 

im Rahmen des 
Steuererhebungs- 
verfahrens 
automatisiert 

Schleswig-Holstein , 

automatisiert 

automatisiert 


automatisiert 

automatisiert 
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noch Anlage 1 


Gewerbesteuer- 
Meßbetrags- 
Veranlagung 
(in Stadtstaaten 
Gewerbesteuer- 
Veranlagung) 

Vermögen- 

steuer- 

Veranlagung 

Einheits- 
bewertung 
des Betriebs- 
vermögens 

Einheits- 
bewertung 
des Grund- 
vermögens 

Einheits- 
bewertung 
des land- und 
forstwirt- 
schaftlichen 
Vermögens 

Grundsteuer- 
Meßbetrags- 
Veranlagung 
(in Stadtstaaten 
Grundsteuer- 
Veranlagung) 

Kraftfahrzeugsteuer 

(einschließlich 

Erhebung) 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

— 

— 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

teilweise 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 
zum 1. Januar 
1974 

automatisiert 

automatisiert 

automatisiert 

— 


15 



Drucksache 7/4406 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 2 


Übersicht über den Stand der Automatisierung im Steuererhebungsverfahren 

(Stand: 1. Oktober 1975) *) 


\ Art der Aufgabe 

Land \ 

Zahl der im 
saldierenden 
Buchungsverfahren 
(aus dem Lochkarten- 
verfahren entwickelt) 
arbeitenden 
Finanzämter 

Zahl der Finanzämter, 
die die Veranlagungs- 
und Einzelsteuern 
im integrierten Be- 
steuerungsverfahren 
bearbeiten 

Zahl der 
im inte- 
grierten 
Besteue- 
rungsver- 
fahren ge- 
führten 
Speicher- 
konten 
(auf volle 
Hundert 
abge- 
rundet) 

Zahl der Finanzämter, 
die die Kraftfahrzeug- 
steuer im integrierten 
Besteuerungs ver- 
fahren bearbeiten 

Zahl der 
im inte- 
grierten 
Kraft- 
fahrzeug- 
steuer- 
verfahren 
geführten 
Speicher- 
konten 
(auf volle 
Hundert 
abge- 
rundet) 

Baden-Württemberg 
(80 Finanzämter) 

Kassenaufgaben für 
10 Finanzämter 
(bei 2 Finanzämtern 
zentralisiert) 

2 Finanzämter (bei 

1 Finanzamt noch 
nicht abgeschlossen; 
bei 1 Finanzamt ein- 
geleitet) 

8 000 

— 

— 

Bayern 

(83 Finanzämter) 

Kassenaufgaben für 

7 Finanzämter ein- 
schließlich Kraft- 
fahrzeugsteuer (bei 

1 Finanzamt zentra- 
lisiert) 

2 Finanzämter 
(Übernahme bei 

1 Finanzamt einge- 
leitet) 

36 700 



Berlin 

(17 Finanzämter) 


17 Finanzämter 
(Übernahme bei 

2 Finanzämtern noch 
nicht abgeschlossen) 

629 500 

1 Finanzamt 
(Kassenaufgaben 
der Kraftfahrzeug- 
steuer bei 1 Finanz- 
amt zentralisiert) 

574 000 

Bremen 

(5 Finanzämter) 

Kassenaufgaben der 
Kraftfahrzeugsteuer 
für 5 Finanzämter 
(bei 1 Finanzamt 
zentralisiert) 



' 


Hamburg 

(17 Finanzämter) 

Kassenaufgaben für 

6 Finanzämter sowie 
für sämtliche 

17 Finanzämter für 
die Kraftfahrzeug- 
steuer (bei 1 Finanz- 
amt zentralisiert) 

2 Finanzämter 
(Kassenaufgaben 
bei einer Finanz- 
kasse zentralisiert) 

50 000 



Hessen 

(44 Finanzämter) 

Kassenaufgaben für 

6 Finanzämter (bei 

2 Finanzämtern 
zentralisiert) 






*) Die Finanzämter haben sehr unterschiedliche Größen. Die in das integrierte Besteuerungsverfahren übernommenen Speicher- 
kosten haben örtlich unterschiedliche Zusammensetzung und Gewicht. Die Zahlenangaben lassen daher teilweise einen Ver- 
gleich des Standes der Automatisierung zwischen den Ländern nicht zu. 
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nuiut 


noch Übersicht über den Stand der Automatisierung im Steuererhebungsverfahren 


\ Art der Aufgabe 

Land \ 

Zahl der im 
saldierenden 
Buchungsverfahren 
(aus dem Lochkarten- 
verfahren entwickelt) 
arbeitenden 
Finanzämter 

Zahl der Finanzämter, 
die die Veranlagungs- 
und Einzelsteuern 
im intergrierten Be- 
steuerungsverfahren 
bearbeiten 

Zahl der 
im inte- 
grierten 
Besteue- 
rungsver- 
fahren ge- 
führten 
Speicher- 
konten 
(auf volle 
Hundert 
abge- 
rundet) 

Zahl der Finanzämter, 
die die Kraftfahrzeug- 
steuer im intergrierten 
Besteuerungsver- 
fahren bearbeiten 

Zahl der 
im inte- 
grierten 
Kraft- 
fahrzeug- 
steuer- 
verfahren 
geführten 
Speicher- 
konten 
(auf volle 
Hundert 
abge- 
rundet) 

Niedersachsen 
(57 Finanzämter) 


4 Finanzämter 
(Übernahme bei 

3 Finanzämtern noch 
nicht abgeschlossen) 

52 000 

3 Finanzämter 
(Kassenaufgaben 
der Kraftfahrzeug- 
steuer für den Raum 
Hannover; Über- 
nahme bei 2 Finanz- 
ämtern noch nicht 
abgeschlossen) 

310 000 

Nordrhein-Westfalen 
(103 Finanzämter) 


4 Finanzämter 
(Übernahme bei 

1 Finanzamt noch 
nicht abgeschlossen) 

51 500 

103 Finanzämter 

4 926 400 

Rheinland-Pfalz 
(37 Finanzämter) 


2 Finanzämter 
(Übernahme einge- 
leitet) 

600 

2 Finanzämter 
(Übernahme bei 

1 Finanzamt noch 
nicht abgeschlossen) 

57 000 

Saarland 

(12 Finanzämter) 

— 

12 Finanzämter 

218 900 

12 Finanzämter 

357 500 

Schleswig-Holstein 
(20 Finanzämter) 

— . 

— 

— 

— 

■ — ~ 
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